
5. Änderung des Bebauungsplans Nr. 3 der Gemeinde Klein Rönnau 
Abwägung über die bei der erneuten Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie der Öffentlichkeit eingegangenen Stellungnahmen 
 
Behörden und Träger 
öff. Belange 

Stellungnahmen  Abwägung 

HVV 
Gemeinde Stipsdorf 
Gemeinde Rohlstorf 
LLUR, Techn. Umwelt-
schutz 
SH Netz 
Handwerkskammer 
Zweckverband Mittelzent-
rum 
Telekom 
GPV Am Oberlauf der 
Trave 
Archäologisches Landes-
amt 
Kreis Segeberg: 
Tiefbau 
Kreisplanung 
Untere Denkmalschutz-
behörde 
Gewässerschutz 
Abwasser 
Gewässerschutz 
Bodenschutz 
Geothermie 

Keine Bedenken. Keine Abwägung erforderlich. Stellungnahme ist 
nicht planrelevant. 



Untere Bauaufsichtsbe-
hörde 

Für das Flurstück 11/56 (Eutiner Str. 2a) ist 
die öffentlich-rechtliche Erschließung nachzu-
weisen.  
(Darstellung auf der Planzeichnung und textli-
che Festschreibung) 

Die Stellungnahme wird nicht berücksichtigt. 
Die Erschließung des Flurstückes 11/56 ist ebenso 
wie die Erschließung der Flurstücke 11/61 (Eutiner 
Str. 10a), 11/58 (Rahland 18a) und 11/44 (Rahland 
20a) über die Baugenehmigungen für die bereits 
vorhandene Bebauung gesichert.  

Brandschutzdienststelle Aus brandschutztechnischer Sicht bestehen 
keine grundsätzlichen Bedenken, wenn be-
rücksichtigt wird, dass für die Erschließung 
von Gebäuden mit einem Abstand von mehr 
als 50 m zur öffentlichen Verkehrsfläche Feu-
erwehrzufahrten ggf. mit Bewegungsflächen 
nach den Musterrichtlinien für Flächen für die 
Feuerwehr anzuordnen sind. 
 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Bis auf die Flurstücke 266 und 11/54 (Hinterlieger 
zur Eutiner Str. 12 und 14) sind alle Grundstücke 
erschlossen. Es wird daher davon ausgegangen, 
dass der Bestand ausreichend geschützt ist.  
 
Das Flurstück 266 wird von Norden über ein Geh-, 
Fahr- und Leitungsrecht über die Flurstücke 11/39 
und 11/54 erstmalig erschlossen. Diese Erschlie-
ßung wird mit 3,50 m festgesetzt und erhält zusätz-
lich im Kurvenbereich eine Aufstellfläche für die 
Feuerwehr von 7 x 12 m. 

Landesbetrieb Straße und 
Verkehr 

 
 
Direkte Zufahrten und Zugänge dürfen zur 
freien Strecke der B 432 nicht angelegt wer-
den. Sofern die Anlegung neuer Zufahr-
ten/Geh-, Fahr- und Leitungsrechte von den 
Grundstücken zur B 432 vorgesehen ist, sind 
dem LBV Lübeck entsprechende prüffähige 
Unterlagen zur Abstimmung vorzulegen. 

Die Stellungnahme wurde bereits berücksich-
tigt Zusätzliche Zufahrten zur B 432 außerhalb der 
verkehrlichen Ortsdurchfahrtsgrenze sind nicht vor-
gesehen. 
 
Bei der Planung handelt es sich um eine Bestands-
überplanung. Es erfolgt keine bauliche Ausdehnung 
in Richtung B 432, so dass sich durch die Planung 
keine neue Lärmsituation ergibt. Daher wird davon 
ausgegangen, dass zusätzliche Schallschutzmaß-
nahmen nicht erforderlich sind.  
 



 
Es wird davon ausgegangen, dass bei der Prü-
fung der Notwendigkeit bzw. Festlegung von 
Schallschutzmaßnahmen die zu erwartende 
Verkehrsmenge an der B 432 berücksichtigt 
wird und das Baugebiet ausreichend vor Im-
missionen geschützt ist. Immissionsschutz 
kann von Baulastträger der Bundesstraße 
nicht gefordert werden. 

Kreis Segeberg 
Untere Naturschutzbe-
hörde 

  
  
  
 1 Landschaftsplanung (Kapitel 2 BNatSchG 
/ LNatSchG) 
Der Landschaftsplan stellt abweichend von der 
Begründung in Karte Nr. 3 (Entwurf) den Gel-
tungsbereich nicht nur als bebauten Bereich 
(konkret als Dorfgebiet) dar, sondern zusätz-
lich auch gesetzlich geschützte Knicks inner-
halb des Geltungsbereiches. 
 
Als konkrete Entwicklungsmaßnahme wird 
(ebenda) die stärkere Verwendung von heimi-
schen Laubgehölzen formuliert. 
 

 2 Allgemeiner Schutz von Natur und 
Landschaft / Eingriffsregelung (Kapitel 3 
BNatSchG / LNatSchG) 
Es wird weiterhin auf die erste Stellungnahme 
v. 08.05.2017 verwiesen: 

Die Stellungnahme wird wie folgt tlw. berück-
sichtigt: 
 
Zu 1: Die vorhandenen Knicks werden entsprechend 
der Stellungnahme der UNB in die Planzeichnung 
nachrichtlich als gesetzlich besonders geschützte 
Biotope übernommen. Aufgrund des gesetzlichen 
Schutzes sind die Knicks dauerhaft zu erhalten und 
zu pflegen, so dass eine Festsetzung zusätzlicher 
Entwicklungsmaßnahmen nicht für erforderlich ge-
halten wird. 
 
 
 
 
 
Zu 2:  
Da keine neuen Inhalte vorgebracht werden, wird 
weitestgehend auf die im letzten Verfahrensschritt 
getroffene Abwägung verwiesen: 
 



 
Im Zusammenhang mit der Bauleitplanung 
sind gem. § 1 Abs. 6 Ziffer 7 BauGB die Be-
lange des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege zu berücksichtigen. Hierzu gehört auch 
die Abarbeitung der Eingriffsregelung gem. § 
1a Abs. 3 Satz 1 BauGB. Die inhaltlichen An-
forderungen ergeben sich aus dem Runderlass 
„Verhältnis der naturschutzrechtlichen Ein-
griffsreglung zum Baurecht“ (MELUR vom 9. 
Dezember 2013). Die Inhalte wurden in der 
vorliegenden Planung in Kapitel 4 dargelegt. 
 
Da es sich um einen Bebauungsplan der In-
nenentwicklung gem. § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 
1 BauGB handelt, ist hierbei aber gem. § 13 a 
Abs. 2 Ziffer 4 BauGB i.V.m. § 1a Abs. 3 Satz 
6 BauGB für die voraussichtlich zu erwarten-
den erhebliche Beeinträchtigungen kein Aus-
gleich erforderlich. Entsprechende Inhalte o-
der Festsetzungen hierzu sind daher nicht er-
forderlich aber auch nicht zulässig. 
 
Für die weitere Planung werden folgende Hin-
weise gegeben: 
 

 2.1 Gem. kreiseigenem Geographischen 
Informationssystems (GIS) sowie dem ebenda 
hinterlegten Bebauungsplan Nr. 3 liegt eine 
Teilfläche entlang der Eutiner Straße außer-

 
Es handelt sich um einen Bebauungsplan im verein-
fachten Verfahren, auf den die Eingriffsregelung an-
zuwenden ist. Zudem eröffnet § 9 (1) Nr. 20 BauGB 
für die Gemeinden grundsätzlich die Möglichkeit, 
aus städtebaulichen Gründen Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden Natur 
und Landschaft festzusetzen, unabhängig davon, ob 
es sich um Kompensationsmaßnahmen handelt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.1: In den Ausfertigungen der Gemeinde und 
des Innenministeriums liegen die Grundstücke Euti-
ner Straße 2 und 2a im Geltungsbereich des Ur-
sprungsplanes. 



halb des Geltungsbereiches des Bebauungs-
planes Nr. 3. Die Zulässigkeit von Vorhaben 
(Eingriffen) wäre demnach bisher nach § 34 
BauGB zu bewerten. Dieser Sachverhalt sollte 
nochmal geprüft werden und Kapitel 4.3 ggf. 
angepasst werden. 
 

 2.2 Bei der textlichen Festsetzung Ziffer 7.1 
sollte geprüft werden, ob es sich um eine 
Vermeidungs- oder Minimierungsmaßnahme 
handelt oder um eine, ggf. rechtlich nicht zu-
lässige, Ausgleichsmaßnahme im Sinne der 
Eingriffsregelung (ggf. eine zulässige und er-
forderliche artenschutzrechtliche Ausgleichs-
maßnahme?). Die Begründung sollte diesbe-
züglich präzisiert werden. 
 
 

 2.3 Da eine nachvollziehbare Bestandauf-
nahme nicht vorliegt, kann nicht abgeschätzt 
werden, inwieweit im Zusammenhang mit der 
zukünftigen Siedlungsentwicklung mit der Be-
seitigung von Landschaftselementen mit be-
sonderer Bedeutung für den Naturschutz zu 
rechnen ist (z.B. die Beseitigung von bedeut-
samen Baum- und sonstigen Gehölzstruktu-
ren). Es wird empfohlen, diesen potentiellen 
Konflikt (nochmals?) zu prüfen. Entgegen der 
Darstellung in Kapitel 4.1 der Begründung 
entsteht auf Grundlage des Luftbildes der Ein-

 
 
 
 
 
 
 
Zu 2.2: Bei der textlichen Festsetzung Nr. 7.1 han-
delt es sich um die städtebauliche (nicht natur-
schutzrechtliche) Festsetzung einer Fläche für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung 
von Boden Natur und Landschaft. § 9 (1) Nr. 20 
BauGB sieht keine an das Naturschutzrecht ange-
passte Differenzierung in Kompensations-, Vermei-
dung- oder Minimierungsmaßnahme vor. Zur Ver-
deutlichung ist die Festsetzung „als Erhalt“ im Ent-
wurf bereits enthalten. 
 
Zu 2.3: Eingriffe in den vorhandenen Grünbestand 
sind heute bereits aufgrund der Lage im Geltungs-
bereich des Bebauungsplanes im Rahmen von Bau-
maßnahmen zulässig. Auf eine detaillierte Be-
standsaufnahme innerhalb des Gebietes, die über 
die bereits erfolgte Überprüfung vor Ort hinausgeht, 
wird vor diesem Hintergrund verzichtet. Pkt. 4. wird 
um weitere Aussagen zu den Grünstrukturen er-
gänzt.  
 
Die Aussagen unter Pkt. 4.1 beziehen sich auf die 
Grundstücke Eutiner Straße 2 und 2a, nicht 20 und 



druck, dass innerhalb des Geltungsbereiches 
mehr als die 3 Laubbäume südlich des Wohn-
hauses Eutiner Straße 20a (gemeint ist ver-
mutlich die Straße Rahland?) betroffen sind. 
 
 

 2.4 Aufgrund eines Ortsvergleiches erscheint 
der südliche Randbereich des Geltungsberei-
ches auf den Flurstücken 11/55 sowie 11/56 
insbesondere aufgrund der geringen Versieg-
lungsintensität und vorhandenen Strukturviel-
falt sowie auch vorherrschenden extensiven 
Nutzung als Fläche mit besonderer Bedeutung 
für den Naturschutz. Diese Einschätzung sollte 
auf Grundlage einer nachvollziehbaren und 
dokumentierten Bestandsaufnahme überprüft 
werden und die Fläche wen möglich und er-
forderlich vor einer baulichen Nachverdich-
tung geschützt werden. Die Baugrenze sollte 
hier, auch vor dem Hintergrund angrenzender 
Knickstrukturen sowie von bedeutsamen, 
möglichst nachtdunklen Fledermaus-
Flugkorridoren, deutlich zurückgenommen 
werden (auch folgende Abschnitte). 
 
 
 
 
 
 

20a. Dieser redaktionelle Fehler wird korrigiert. 
 
 
 
 
 
Zu 2.4: Bei der Fläche Eutiner Str. 2a handelt es 
sich um eine Rasenfläche, die nach dem Auszug der 
bisherigen Bewohner aus dem Wohnhaus weniger 
intensiv gepflegt wurde als bis dahin. Bei einem 
Neubezug ist mit der Wiederaufnahme einer typi-
schen Gartenpflege zu rechnen. In Richtung des 
südlichen Knicks fällt die Fläche leicht ab und ist 
etwas feuchter, es sind jedoch keine Feuchtezeiger 
vorhanden. Sie fällt nicht unter die gesetzlich be-
sonders geschützten Biotope nach § 30 Abs. 2 Nr. 2 
Bundesnaturschutzgesetz (keine 20% Feuchtezei-
ger, keine 10% Binsen und Seggen). 
 
Gemeinden sind durch die Innenentwicklungsnovelle 
des BauGB verpflichtet, vor einer baulichen Entwick-
lung in den Außenbereich, zur Reduzierung des Flä-
chenverbrauches die vorhandenen Innenentwick-
lungspotentiale zu nutzen. Mit der aktuellen Planung 
wird die heute bereits zulässige Nachverdichtung im 
Sinne einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
gesteuert unter Berücksichtigung der vorhandenen 
Strukturen. Der Forderung nach einem Verzicht auf 
die Schaffung und Ordnung der Baurechte wird nicht 
gefolgt. Um den Knick dauerhaft zu schützen, wird 



 
 
 
 
 
 

 2.5 Gegenüber dem Bestand kommt es, 
entgegen der Darstellungen in Kapitel 4.3 der 
Begründung, zu erheblichen zusätzlichen Bo-
denversiegelungen. Dies erscheinen aber der-
zeit schon (überwiegend) planungsrechtlich 
zulässig. Die entsprechende Formulierung in 
Kapitel 4 sollte dahingehend präzisiert wer-
den. 
 
 
 
 
 

 2.6 Zur Vermeidung / Minimierung erhebli-
cher Beeinträchtigungen des Landschaftsbil-
des sowie des Naturhaushalts sollte geprüft 
werden,  

  
 2.6.1 inwieweit eine Versickerung des anfal-

lenden Niederschlagswassers innerhalb des 
Geltungsbereiches erforderlich und möglich 
ist. 

  
 2.6.2 inwieweit der Erhalt von bedeutsamen 

der Abstand zwischen Baugrenze und Knickwallfuß 
auf 9 verbreitert. Die Breite dieses Knickschutzstrei-
fens entspricht der maximalen Höhe möglicher Neu-
bauten. 
 
 
Zu 2.5: Die Annahme, es käme zu erheblichen zu-
sätzlichen Bodenversiegelungen kann nicht nach-
vollzogen werden. Bei gleichbleibender GRZ und 
zusätzlichen Mindestgrundstücksgrößen kommt es 
im Geltungsbereich des Ursprungsbebauungsplanes 
Nr. 3 zu keiner Mehrversiegelung. Auf dem Grund-
stück Eutiner Straße 2 a wäre auch bereits heute 
eine zweite Wohneinheit durch die Erweiterung des 
vorhandenen Wohnhauses zulässig. Auch hier wird 
durch die Planung keine erhebliche Mehrversiege-
lung vorbereitet. Pkt. 4.1 der Begründung wird zur 
Verdeutlichung entsprechend ergänzt. 
 
Zu 2.6.: Erhebliche Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes und des Naturhaushaltes finden nicht 
statt, da sich die Eingriffsintensität gegenüber der 
heute bereits zulässigen nicht erhöht.  
 
Zu 2.6.1: Eine Versickerung von Niederschlagswas-
ser kommt aufgrund der Bodenverhältnisse nicht in 
Betracht. Es erfolgt wie bei dem vorhandenen Be-
stand die Anbindung an das öffentliche Netz. 
 
Zu 2.6.2: Die Baugrenzen werden bewusst großzü-



Grün- und hier besonders Baumstrukturen 
erforderlich und möglich ist. 
 
 
 
 
 
 

 2.6.3 inwieweit der Erhalt und die Entwick-
lung von raumwirksamen Gehölzstrukturen 
zur Einbindung der baulichen Anlagen in die 
umliegende ‚Landschaft erforderlich und mög-
lich ist. Dies lässt sich z.B. durch einen größe-
ren Abstand der Baugrenze gegenüber den 
Geltungsbereichsgrenzen insbesondere im 
Übergangsbereich zur ‚umgebenden weitge-
hend ‚freien Landschaft sowie ggf. erforderli-
che Anpflanz- und Erhaltungsgebote errei-
chen. Ein Abstand von nur 3 bzw. 5 m zwi-
schen Baugrenze und Geltungsbereichsgrenze 
wird naturschutzfachlich hinsichtlich der Orts-
randgestaltung entlang der südlichen und öst-
lichen Flurstücksgrenzen der Flurstücke 11/55 
sowie 11/56 als zu gering bewertet. Die Bau-
grenze sollte hier entsprechend der Festset-
zung der östlich benachbarten Grundstücke 
im Bebauungsplan Nr. 3 zurückgenommen 
werden (vgl. hierzu auch folgenden Abschnitt 
‚Netz Natura 2000‘ sowie geschützte Knicks‘). 
 

gig geschnitten, um künftigen Bauherren einen 
möglichst großen Gestaltungsspielraum bei der Nut-
zung der Grundstücke zu sichern. Es wird davon 
ausgegangen, dass Freiflächen im Plangebiet gärt-
nerisch angelegt und gepflegt werden, so dass auch 
langfristig ein naturschutzfachlich wirksamer Anteil 
an Gehölzstrukturen vorhanden sein wird. 
 
Zu 2.6.3: Das Plangebiet grenzt im Süden an land-
wirtschaftlich genutzte Flächen an, die im Bereich 
der Eutiner Straße im Zuge der Realisierung des 
Bebauungsplanes Nr. 12 für die Anlage eines Re-
genrückhaltebeckens umgenutzt werden. Im Über-
gang zu den landwirtschaftlichen Flächen befindet 
sich ein gut ausgebildeter Knick mit vielen natur-
schutzrechtlich besonders geschützten Überhältern. 
In diesen Knick wird nicht eingegriffen. Da Beein-
trächtigungen oder Beseitigungen naturschutzrecht-
lich unzulässig sind und zusätzlich ein Knickschutz-
streifen festgesetzt wird, ist die Abgrenzung des 
Plangebietes dauerhaft gesichert. Im Norden und 
Osten grenzt das Plangebiet an bebaute Flächen, 
eine zusätzliche Eingrünung ist daher entbehrlich. 
Der Abstand zwischen Baugrenze und Knickfuß be-
trägt entsprechend den Vorgaben aus dem knicker-
lass 1 H der max. Firsthöhe (8,50 m). 
 
 
 
 



 2.7 Zielsetzung gemäß § 1 BNatSchG sollte 
eine möglichst flächensparsame Siedlungs-
entwicklung sein. Aus diesem Grund sollte 
unter Berücksichtigung des Erhalts und der 
Entwicklung von Freiflächen eine möglichst 
hohe Bebauungsdichte bei gleichzeitiger Be-
grenzung der Versiegelung und der Baumas-
sen auf das unbedingt notwendige Maß fest-
gesetzt werden. Hausgruppen (Reihenhäuser) 
stellen eine grundsätzlich sehr flächenspar-
same Bauweise dar. Der festgesetzte Aus-
schluss von Hausgruppen sowie die festge-
setzte Mindestgrundstücksgröße widerspre-
chen somit der o.g. Zielsetzung. Es sollte da-
her abwägend nochmals geprüft werden, ob 
die zwingende Unzulässigkeit von Reihenhäu-
sern sowie die Festsetzung einer Mindest-
grundstücksgröße aus den dargestellten 
Gründen erforderlich ist. 
Im Umkehrschluss sollte auch geprüft werden, 
inwieweit eine maximal zulässige Grund-
stücksgröße festgesetzt werden kann, um so 
eine Flächeninanspruchnahme durch zu große 
Grundstücke zu vermeiden und so einen Bei-
trag zu der o.g. Zielsetzung zu erreichen. 
 
 

 3 Biotopverbund und –vernnetzung 
sowie geschützte Teile von Natur und 
Landschaft (Kapitel 4 Abschnitt 1 BNatSchG 

Zu 2.7: Ausschluss von Reihenhäusern und die 
Festsetzung von Mindestgrundstücksgrößen ist er-
forderlich, um eine ortstypische Bebauung zu ge-
währleisten und städtebaulichen Fehlentwicklungen 
vorzubeugen. Reihenhäuser sind in diesem Teil Klein 
Rönnaus nicht ortstypisch und werden daher ausge-
schlossen. Inhalt der Planung ist die Sicherung einer 
geordneten Nachverdichtung. Damit wird dem Ge-
bot einer flächensparenden Ortsentwicklung Rech-
nung getragen. 
 
Die Festsetzung einer maximalen Grundstücksgröße 
ist nicht sinnvoll, da das Plangebiet bereits nahezu 
vollständig bebaut ist. Für das Grundstück Eutiner 
Str. 2a wird eine verhältnismäßig hohe Mindest-
grundstücksgröße je Wohneinheit festgesetzt, da 
nur auf diesem Wege sichergestellt werden kann, 
dass dort maximal 2 Wohneinheiten entstehen kön-
nen. Weitere Wohneinheiten werden hier aufgrund 
der verkehrlich problematischen Zufahrt von der 
Eutiner Straße nicht zugelassen. 
 
 
 
 
 
 
Zu 3: Die Stellungnahme wird berücksichtigt. Der 
Knick entlang der Eutiner Straße wird nachrichtlich 
übernommen und mit einem Knickschutzstreifen 



/ LNatSchG) 
Abweichend von der Begründung befinden 
sich gestützt auf einen Ortsvergleich innerhalb 
dem Geltungsbereich gesetzlich geschützte 
Knicks (vgl. folgende Abbildungen, vgl. hierzu 
auch Darstellung Landschaftsplan – s.o.). 
 
Es handelt sich zumindest um  

 einen Knick (mit Überhälter) an der nördli-
chen Geltungsbereichsgrenze auf dem Flur-
stück 216 sowie  

 um einen Knick an der B 432 an der westli-
chen Flurstücksgrenze der Flurstücke 11/55 
und 11/56. 
 

von 3 m gesichert. Die Baugrenze wird verschoben, 
so dass ein Abstand von 8,50 m zum Knickfuß ein-
gehalten wird. 
 
Der Knick auf dem Flurstück 11/39 (Eutiner Str. 
14a) wird ebenfalls nachrichtlich übernommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



  
  
Aufgrund der Festsetzungen werden erhebli-
che Beeinträchtigungen von Knicks planungs-
rechtlich vorbereitet. Eine erforderliche Aus-
nahmegenehmigung gem. § 30 BNatSchG 
i.V.m § 21 LNatSchG bzw. Befreiung gem. § 
67 BNatSchG für die zu erwartenden erhebli-
chen Beeinträchtigungen der Knicks kann 
nach derzeitigem Planungsstand nicht in Aus-
sicht gestellt werden. Die Planung muss nach 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu 4: Bei den Ausführungen zur Betroffenheit des 
FFH-Gebietes handelt es sich um eine Verträglich-
keitsvorprüfung, nicht um eine Verträglichkeitsprü-
fung. Eine Verträglichkeitsprüfung wird nur dann 



Auffassung der UNB daher entsprechend der 
bestehenden Möglichkeiten überarbeitet wer-
den (z.B. durch einen größeren Abstand zwi-
schen Knick und Baugrenze, Festsetzung von 
Knickschutzstreifen oder geeignete Aus-
gleichsmaßnahmen – vgl. Kapitel 5.2.2. des 
sog. ‚Knickerlass‘). Es wird ansonsten weiter-
hin auf die erste Stellungnahme v. 
08.05.2017 verwiesen. 
 

 4 Netz „Natura 2000“ (Kapitel 4 Abschnitt 2 
BNatSchG / LNatSchG) 
Ein Bebauungsplan der Innenentwicklung ist 
gem. § 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB ausgeschlos-
sen ist, wenn Anhaltspunkte für eine Beein-
trächtigung des Netzes ‚Natura 2000‘ beste-
hen. Entsprechende Anhaltspunkte liegen – 
insbesondere auch gem. Begründung zum 
vorliegenden Bebauungsplan - offensichtlich 
vor (vgl. ebenda Kapitel 4.4). Mögliche erheb-
liche Beeinträchtigungen können demnach nur 
durch geeignete Festsetzungen vermieden 
werden. 
Die Durchführung des vorliegenden Bebau-
ungsplanes als Bebauungsplan der Innenent-
wicklung wird vor diesem Hintergrund als 
nicht zulässig bewertet. Die Entscheidung der 
Gemeinde sollte daher nochmals überprüft 
werden. 
 

erforderlich, wenn als Ergebnis der Vorprüfung fest-
gestellt wird, dass nach Lage der Dinge ernsthaft 
die Besorgnis einer nachteiligen Auswirkung be-
steht. Dies ist hier nicht der Fall, die Voraussetzun-
gen für ein vereinfachtes Verfahren nach § 13 
BauGB sind damit erfüllt. 
 
Die festgesetzten Maßnahmen (Text Pkt. 7.1 und 
7.3) sollen die Erhaltungsziele des Schutzgebietes 
bzw. die geschützten Arten unterstützen. Sie sind 
nicht als Vermeidungsmaßnahmen konzipiert. Die 
Begründung wird zur Verdeutlichung der Zielsetzung 
überarbeitet. 
 
 
Zu 5: Keine Abwägung erforderlich. Stellungnahme 
ist nicht planrelevant. 
 
 
 
Zu6: Die Knickschutzstreifen sind bereits nach § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB festgesetzt, zur Verdeutlichung 
wird die „T-Linie“ ergänzt. 
 
 
 



 5 Erholung in Natur und Landschaft 
(Kapitel 7 BNatSchG / LNatSchG) 
Nicht erkennbar betroffen. 
 
 

 6. Sonstiges 
Zu der textlichen Festsetzung Ziffer 7.2: 
Für die Kennzeichnung des Knickschutzstrei-
fens sollte das entsprechende Planzeichen aus 
der PlanZV verwendet werden (ebenda Ziffer 
13.1 – sog. ‚T-Linie‘). 

Privatperson 1 

 

Die Stellungnahme wird berücksichtigt. 
Der Einwendung wird gefolgt. Da das Grundstück 
Eutiner Straße 12 für eine Überwegung dauerhaft 
nicht zur Verfügung steht, entfällt das Geh-, Fahr- 
und Leitungsrecht. 



Privatperson 2 

 
 

Die Stellungnahme wird wie folgt tlw. berück-
sichtigt: 
Das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht auf dem Grund-
stück Eutiner Str. 2 ist bereits entfallen. Das hinter-
liegende Grundstück Eutiner Str. 2 a ist in Gänze für 
ein Einfamilienhaus erschlossen, so dass es keinen 
Regelungsbedarf für das Bauleitplanverfahren gibt. 
Sollte es zu Grundstücksteilungen kommen, so ist 
für ggf. abgetrennte Teilflächen im Baugenehmi-
gungsverfahren vom Antragsteller die gesicherte 
Erschließung nachzuweisen (z.B. durch Baulast). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

Zu I: 
Die Rechtmäßigkeit ist gegeben, die Festsetzungen 
werden zur Vermeidung von Missverständnissen und 
Falschauslegungen für den Teilbereich 2 überarbei-
tet. Die Festsetzung im Teilbereich 2 „nur Einzel- 
und Doppelhäuser“ entfällt 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 

Zu II: 
Planungsanlass sind die wiederholten Nachfragen 
nach Bauland für die wohnbauliche und die gewerb-
liche Nutzung (s. Begründung Pkt. 2) oder allgemein 
für eine Nachverdichtung der für heutige Verhältnis-
se tlw. großen Grundstücke im Bereich der Eutiner 
Straße und Rahland. Das Plangebiet ist bereits be-
baut, insofern handelt es sich um eine Bestands-
überplanung, mit der eine Nachverdichtung städte-
baulich sinnvoll gesteuert und der Bestand gesichert 
werden soll.  
 
Künftige Vorhaben beurteilen sich hinsichtlich der 
Art der Nutzung nach § 34 BauGB. Dabei wird der 
zulässige Störgrad der Vorhaben von der prägenden 
Eigenart der näheren Umgebung bestimmt. Künftige 
Vorhaben dürfen den vorhandenen Bestand nicht 
rahmenüberschreitend belasten. Sie wären ansons-
ten rücksichtslos. 
 
Nach dem Gebot der planerischen Zurückhaltung 
wird auf eine Gebietsfestsetzung im Plangebiet ver-
zichtet. 
 
Festsetzungen im Bebauungsplan können grund-
sätzlich nur aus städtebaulichen Gründen erfolgen 
und müssen begründet sein. Eine Festsetzung pas-
siver Lärmschutzmaßnahmen ohne eine gutachterli-
che Überprüfung, sondern lediglich auf der Grundla-
ge vermeintlicher Erfahrungswerte wäre nicht hin-



 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

reichend zu begründen und ist auch nicht üblich. Da 
das Plangebiet überwiegend bebaut ist und künftige 
Vorhaben nicht näher an der Bundesstraße liegen 
werden als die vorhandene Bebauung, ist eine gut-
achterliche Beurteilung der Lärmsituation nicht er-
forderlich. 
 
 
Zu III: 
Pkt. 2 der Begründung wird ergänzt. Es wird klarge-
stellt, dass die unterschiedliche Anwendung auf un-
terschiedlichen Geltungsbereichen beruhte. 
 
Die 1. und 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 3 
wurden nicht zum Abschluss gebracht und haben 
keine Rechtskraft erlangt. Der Ursprungsplan und 
die 4. Änderung können beim Amt Trave-Land oder 
beim Kreis Segeberg, Fachdienst 61.00 kostenfrei 
eingesehen oder gegen Gebühr in Kopie erworben 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

 
 
 
 
 
Zu IV, 1: 
Die Stellungnahme wird berücksichtigt. Der Knick 
entlang der Eutiner Straße wird nachrichtlich über-
nommen und mit einem Knickschutzstreifen von 3 
m gesichert. Die Baugrenze wird verschoben, so 
dass ein Abstand von 8,5 m zum Knickfuß eingehal-
ten wird. Der Abstand entspricht der maximal zuläs-
sigen Firsthöhe und somit den Richtwerten aus dem 
Knickerlass. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 
 
 
 
Zu IV, 2: 
Im Plangebiet ist lediglich der Knickabschnitt ent-
lang der B 432 auf dem Grundstück Eutiner Straße 
2 relevant und von geringer bis mittlerer Bedeutung 
für die Flugroute der Fledermäuse. Eine Beeinträch-
tigung des Knicks ist grundsätzlich naturschutz-
rechtlich unzulässig. Als zusätzlicher Schutz für den 
Knick wurden die Baugrenzen in diesem Bereich un-
ter Berücksichtigung des Bestandes mit großem Ab-
stand zu den Grünstrukturen festgesetzt. Damit er-
scheint der Knick ausreichend geschützt, so dass 
Veränderungen am Knick, die die Fledermausflug-
route beeinträchtigen könnten, ausgeschlossen 
werden. 
 
Der Knick entlang der südlichen Plangebietsgrenze 
sowie der Baumbestand auf dem Grundstück Eutiner 
Straße 2a wurden nicht als bevorzugte Flugroute 
ermittelt. 
 
Allgemein kann eine Beeinträchtigung der Leitstruk-
tur durch eine Bebauung und eine intensivere Be-
leuchtung der Grundstücke in Betracht kommen. Bei 
der Beurteilung des Plangebietes gilt es, die vor-
handene Bebauung besonders zu berücksichtigen. 



 
 

Es handelt sich hier um eine Bestandsüberplanung, 
die bei einem Bestand von 17 Wohngebäuden + 
Nebenanlagen voraussichtlich zu zusätzlichen 2 bis 
3 neuen Gebäuden führen wird. Es wird als unwahr-
scheinlich beurteilt, dass eine zusätzliche Beleuch-
tung von 2 bis 3 Baugrundstücken in einem bebau-
ten Bereich abseits der bekannten Flugrouten der 
Fledermäuse zu einer erheblichen Beeinträchtigung 
der Erhaltungsziele des FFH-Gebietes führen kann. 
Eine Verschlechterung der Zu- und Abwanderung 
der Fledermäuse zum Kalkberg ist nicht ernsthaft in 
Erwägung zu ziehen und der günstige Zustand bleibt 
gewahrt. Maßnahmen zum Fledermausschutz sind 
nicht zwingend erforderlich. Zur Förderung der Fle-
dermauspopulation und als präventive Schutzmaß-
nahme wird die Verwendung fledermausfreundlicher 
Beleuchtung im Plangebiet verbindlich festgesetzt. 
 
Hinsichtlich der FFH-Gebiete sind keine Auswirkun-
gen der Planung erkennbar. Eine Betroffenheit der 
Erhaltungsziele lässt sich nicht begründen. Es sind 
keine von der Umsetzung der Planung verursachten 
Umstände oder Entwicklungen absehbar, die einen 
negativen Einfluss auf die Ziele der Schutzgebiets-
ausweisung bzw. deren Arten und Biotoptypen ha-
ben könnten.  
 
 
 
Zu IV, 3: 



 
 

 
 

Lt. Mündlicher Auskunft der UNB (Axel Jacobs, 
23.07.2018) wurde die Birke mit Zustimmung der 
UNB gefällt. Artenschutzrechtliche Verbote oder Be-
einträchtigungen der FFH-Ziele wurden nicht be-
fürchtet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu V: 
Das Plangebiet ist im Flächennutzungsplan bereits 
als Mischgebiet und allgemeines Wohngebiet darge-
stellt und ist somit aus dem Flächennutzungsplan 
entwickelt. Gemeinden sind durch die Innenentwick-
lungsnovelle des BauGB verpflichtet, vor einer bau-
lichen Entwicklung in den Außenbereich, zur Redu-
zierung des Flächenverbrauches die vorhandenen 
Innenentwicklungspotentiale zu nutzen. Mit der ak-
tuellen Planung wird die heute bereits zulässige 
Nachverdichtung im Sinne einer geordneten städte-
baulichen Entwicklung gesteuert unter Berücksichti-
gung der vorhandenen Strukturen.  
 



 

Die Gemeinde hält es für städtebaulich geboten, 
planerisch tätig zu werden unter Berücksichtigung 
der gesetzlichen Verpflichtung zur Innenentwick-
lung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Zu VI: 



 
 
 

„Stellplätze“ 
An der Festsetzung für Stellplätze wird aus Gründen 
der Verkehrssicherheit festgehalten. Eine Beein-
trächtigung der Einwenderin ist nicht begründet. 
 
„Unverhältnismäßige Firsthöhe“  
Der Einwendung wird gefolgt, die maximale Firsthö-
he wird auf 8,50 m reduziert. In Anbetracht der ge-
stiegenen Anforderung an die Energieeinsparung 
und die daraus resultierenden geänderten Dachauf-
bauten erscheint diese maximale Höhe geboten. 
 
 
„Wasser und Abwasser“ 
Die Ver- und Entsorgung ist hinreichend dimensio-
niert, die zusätzlichen Mengen zu bewältigen. Das 
Leitungssystem ist ausreichend und die Kläranlage 
verfügt über ausreichende Kapazitäten. Es handelt 
sich bei der Planung um keine Erstüberplanung, 
sondern um eine Bestandsüberplanung. Die zusätz-
lichen 2 bis 3 Wohngebäude fallen bei der Ver- und 
Entsorgung nicht ins Gewicht. 
 

 


